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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
- Nr. 317 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 11 . Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen, dem der Bundes- 
rat zugestimmt hat: 

Artikel I 

Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes. 

Das in den Ländern Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein - Westfalen, Schleswig- 
Holstein und Württemberg-Baden 
geltende Einkommensteuergesetz in 
der Fassung vom 10. August 1949 
(WiGBl. S. 266) wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 11 . Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 
und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes. 

Das in den Ländern Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein - Westfalen, Schleswig- 
Holstein und Württemberg-Baden 
geltende Einkommensteuergesetz in 
der Fassung vom 10. August 1949 
(WiGBl. S. 266) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

( 1 ) Natürliche Personen, die 
im Inland einen Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, sind vorbehaltlich des 
Absatzes 3 unbeschränkt ein- 
kommensteuerpflichtig. Die un- 
beschränkte Einkommcnsteuer- 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


pflicht erstreckt sich auf sämt- 
liche Einkünfte. 

(2) Natürliche Personen, die 
im Inland weder einen Wohn- 
sitz nöch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, sind be- 
schränkt einkommensteuer - 
pflichtig mit inländischen Ein- 
künften im Sinn des § 49. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend 
für natürliche Personen, die 
weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Bundesgebiet, aber einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt in einem zum 
Inland gehörenden Gebiet ha- 
ben, in dem Personen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt im Bundesgebiet als 
beschränkt einkommen steuer- 
pflichtig behandelt werden.” 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 wird der Klam- 
merzusatz „(§ 10)” ersetzt 
durch „(§§ 10 und 10a)”. 

b) Dem Absatz 2 wird fol- 
gender Satz angefügt: 

„Bei der Ermittlung des 
Einkommens bleiben die in 
§ 49 genannten Einkünfte, 
die in zum Inland gehören- 
den Gebieten außerhalb 
des Bundesgebietes bezogen 
worden sind, außer Ansatz, 
wenn in diesen Gebieten 
Personen, die ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufent- 
halt im Bundesgebiet haben, 
als beschränkt einkommen - 
steuerpflichtig behandelt 
werden.” 

c) Absatz 5 erhält folgende 
Fassung : 

„(5) Bei Land- und Forst- 
wirten und bei Gewerbe- 
treibenden ist der Gewinn 
nach dem Wirtschaftsjahr zu 
ermitteln. Wirtschaftsjahr ist: 
1. bei Land- und Forstwirten, 
gleichviel ob sie Bücher 
führen oder nicht, der 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Zeitraum vom 1. Juli bis 
zum 30. Juni; 

2. bei Gewerbetreibenden, 
deren Firma im Handels- 
register eingetragen ist 
und die Bücher nach den 
Vorschriften des Handels- 
gesetzbuches ordnungs- 
mäßig führen, der Zeit- 
raum, für den sie regel- 
. mäßig Abschlüsse machen; 

3. bei den anderen Gewerbe- 
treibenden das Kalender- 
jahr.” 

d) Es wird folgender Absatz 6 
hinzugefügt: 

„(6) Bei Land- und Forst- 
wirten und bei Gewerbe- 
treibenden, deren Wirt- 
schaftsjahr vom Kalender- 
jahr ab weicht, ist der Ge- 
winn aus Land- und Forst- 
wirtschaft oder aus Gewerbe- 
betrieb bei der Ermittlung 
des Einkommens in folgen- 
derWeise zu berücksichtigen : 

1 . Bei Land- und Forstwirten 
ist der Gewinn des Wirt- 
schaftsjahrs auf das Ka- 
lenderjahr, in dem das 
W irtschaft sj ahr beginnt, 
und auf das Kalenderjahr, 
in dem das Wirtschafts- 
jahr endet, entsprechend 
dem zeitlichen Anteil auf- 
zuteilen ; 

2. bei Gewerbetreibenden ist 
der Gewinn des Wirt- 
schaftsjahres auf das Ka- 
lenderjahr, in dem das 
Wirtschafts j ahr beginnt, 
und auf das Kalenderjahr, 
in dem das Wirtschaftsjahr 
endet, entsprechend dem 
Verhältnis der gesamten 
Umsätze aufzuteilen. 

Bei der Aufteilung sind die 
mit einem ermäßigten Steuer- 
satz nach § 34 Absatz 2 
Ziffer 1 zu versteuernden 
Veräußerungsgewinne aus- 
zuscheiden und dem Gewinn 
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1. § 3 erhält folgende Fassung: 
>,§ 3 

Steuerfrei sind: 

1 . Leistungen aus einer Kran- 
kenversicherung und aus 
der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung sowie Sach- 
leistungen aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung 
der Arbeiter und der An- 
gestellten und aus der 
Knappschaftsversicherung ; 

2. die gesetzliche versiche- 
rungsmäßige Arbeitslosen- 
unterstützung, die gesetz- 
liche Arbeitslosenfürsorge 
und die gesetzliche Kurz- 
arbeiterunterstützung ; 

3. Kapitalabfindungen auf 
Grund der gesetzlichen 
Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Ange- 
stellten,^ aus der Knapp- 
schaftsversicherung und auf 
Grund der Beamten- (pen- 
sions-) gesetze; 

4. Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestell- 
ten, Renten aus der Knapp- 
schaftsversicherung und 
Renten, die auf Grund eines 
Versicherungsvertrages 
oder aus Unterstützungs- 
kassen gezahlt werden, bis 
zu einem Betrag von insge- 
samt 600 Deutsche Mark 
jährlich. Soweit diese Ren- 
ten insgesamt 600 Deutsche 
Mark jährlich übersteigen, 
sind sie steuerpflichtig. Die 
Steuerbefreiung für Ren- 
ten aus Versicherungsver- 
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des Kalenderjahres hinzuzu- 
rechnen, in dem diese Ver- 
äußerungsgewinne entstan- 
den sind. Bei Feststellung des 
Verhältnisses der Umsätze 
nach Ziffer 2 bleiben die 
mit dem Veräußerungs ge- 
winn zusammenhängenden 
Umsätze außer Betracht. ” 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

>,§ 3 

Steuerfrei sind: 

1. Leistungen aus einer Kran- 
kenversicherung und aus 
der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung sowie Sach- 
leistungen aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung 
der Arbeiter und der An- 
gestellten und aus der 
Knappschafts Versicherung ; 

2. die gesetzliche versiche- 
rung^smäßige Arbeitslosen- 
unterstützung, die gesetz- 
liche Arbeitslosenfürsorge 
und die gesetzliche Kurz- 
arbeiterunterstützung ; 

3. Kapitalabfindungen auf 
Grund der gesetzlichen 
Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Ange- 
stellten, aus der Knapp- 
schaftsversicherung und auf 
Grund der Beamten- (pen- 
sions-) gesetze; 

4. Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Ange- 
stellten, Renten aus der 
Knappschaftsversicherung 
und Renten, die auf Grund 
eines Versicherungsvertra- 
ges oder aus Unterstüt- 
zungskassen gezahlt wer- 
den, bis zu einem Betrag 
von insgesamt 600 Deut- 
sche Mark jährlich. Soweit 
diese Renten insgesamt 
600 Deutsche Mark jähr- 
lich übersteigen, sind sie 
steuerpflichtig. Die Steuer- 
befreiung für Renten aus 
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trägen oder aus Unter- 
stützungskassen gilt nur 
für Renten bis za einem 
Höchstbetrag von 3 600 
Deutsche Mark; 

5. Bezüge, die auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften 
aus öffentlichen Mitteln 
versorgungshalber an 
Kriegsbeschädigte, Kriegs- 
hinterbliebene und ihnen 
gleichgestellte Personen ge- 
zahlt werden, soweit es 
sich nicht um Bezüge han- 
delt, die auf Grund der 
Dienstzeit gewährt werden; 

6. Bezüge im Rahmen der 
Soforthilfe nach dem So- 
f orthilfegesetz; 

7. Geldrenten, Kapitalent- 
schädigungen und Leistun- 
gen im Heilverfahren, die 
auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften zur Wieder- 
gutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für 
Schaden an Leben, Körper, 
Gesundheit und durch Frei- 
heitsentzug gewährt wer- 
den; 

8. Entschädigungen auf 

Grund arbeits recht] ich er 

Vorschriften wegen Ent- 
lassung aus einem Dienst- 
verhältnis; 

9. ÜbergangsgelderundOber- 
gangsbeihilfen auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften 
wegen Entlassung aus 
einem Dienstverhältnis ; 

10. Bezüge aus öffentlichen 
Mitteln oder aus Mitteln 
einer öffentlichen Stiftung, 
die wegen Hilfsbedürftig- 
keit oder als Beihilfe zu 
dem Zweck bewilligt wer- 
den, die Erziehung oder 
Ausbildung, die Wissen- 
schaft oder Kunst unmit- 
telbar zu fördern. Darun- 
ter fallen nicht Kinderzu- 
schläge und Kinderbeihil- 
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Versicherungsverträgen 
oder aus Unterstützungs- 
kassen gilt nur für Renten 
bis zu einem Höchstbetrag 
von insgesamt 3 600 Deut- 
sche Mark'; 

5. Bezüge, die auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften 
aus öffentlichen Mitteln 
versorgungshalber an 
Kriegsbeschädigte, Kriegs- 
hinterbliebene und ihnen 
gleichgestellte Personen ge- 
zahlt werden, soweit es 
sich nicht um Bezüge han- 
delt, die auf Grund der 
Dienstzeit ge währt werden; 

6. Bezüge im Rahmen der 
Soforthilfe nach dem So- 
forthilfegesetz; 

7. Geldrenten, Kapitalent- 
schädigungen und Leistun- 
gen im Heilverfahren, die 
auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften zur Wieder- 
gutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für 
Schaden an Leben, Körper, 
Gesundheit und durch Frei- 
heitsentzug gewährt wer- 
den; 

8. Entschädigung auf Grund 
arbeitsrechtlicher Vor- 
schriften wegen Entlassung 
aus einem Dienstverhält- 
nis; 

9. Übergangsgelder undÜber- 
gangsbeihilfen auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften 
wegenEntlassung aus einem 
Dienstverhältnis ; 

10. Bezüge aus öffentlichen 
Mitteln oder aus Mitteln 
einer öffentlichen Stif- 
tung, die wegen Hilfs- 
bedürftigkeit oder als Bei- 
hilfe zu dem Zweck be- 
willigt werden, die Erzie- 
hung oder Ausbildung, 
die Wissenschaft oder 
Kunst unmittelbar zu för- 
dern. Darunter fallen nicht 
Kinderzuschläge und Kin- 
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fen, die auf Grund der 
Besoldungsgesetze, beson- 
derer Tarife oder ähnli- 
cher Vorschriften gewährt 
werden; 

11. die aus öffentlichen Kas- 
sen gezahlten Aufwands- 
entschädigungen undReise- 
kosten. Dagegen sind Ent- 
schädigungen, die für Ver- 
dienstausfall und Zeitver- 
lust gezahlt werden, steuer- 
pflichtig. 

12. Vorzugsrenten auf Grund 
des Gesetzes über die Ab- 
lösung öffentlicher An- 
leihen.” 
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derbeihilfen, die auf Grund 
der Besoldungsgesetze, be- 
sonderer Tarife oder ähn- 
licher Vorschriften gewährt 
werden; 

11. die aus öffentlichen Kas- 
sen gezahlten Aufwands- 
entschädigungen und Rei- 
sekosten. Dagegen sind 
Entschädigungen, die für 
Verdienstausfall und Zeit- 
verlust gezahlt werden, 
steuerpflichtig; 

12. Vorzugsrenten auf Grund 
des Gesetzes über die Ab- 
lösung öffentlicher Anlei- 
hen; 

13. Heiratsbeihilfen und Ge- 
burtsbeihilfen, die an Ar- 
beitnehmer von dem Ar- 
beitgeber gezahlt werden. 
Übersteigt die Heiratsbei- 
hilfe den Betrag von 500 
Deutsche Mark, die Ge- 
burtsbeihilfe den Betrag 
von 300 Deutsche Mark, 
so ist der übersteigende 
Betrag steuerpflichtig; 

14. andere besondere Zuwen- 
dungen des Arbeitgebers 
an den Arbeitnehmer, z. B. 
Jubiläumsgeschenke, nach 
näherer Maßgabe einer 
Rechtsverordnung soweit 
es aus sozialen Gründen 
geboten erscheint, die Zu- 
wendungen ganz oder 
teilweise steuerfrei zu be- 
lassen.” 

4. In § 7 a Absatz 2 erhält der 
erste Satz folgende Fassung: 

„(2) Eine Ersatzbeschaffung 
im Sinn des Absatzes 1 liegt 
vor, wenn das angeschaffte oder 
her gestellte Wirtschaftsgut die- 
selbe oder eine entsprechende 
Aufgabe erfüllt wie ein Wirt- 
schaftsgut, das nach dem 1. 
Januar 1939 aus dem Betriebs- 
vermögen ausgeschieden ist ; 
Voraussetzung ist, daß das 
ersetzte Wirtschaftsgut vor 
dem 21. Juni 1948 angeschafft 
oder hergestellt worden ist.” 
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5. Dem §7 b wird folgender Ab- 
satz 2 angefügt: 

„(2) Die Vorschriften des 
Absatzes 1 gelten entsprechend 
für Aufwendungen, die nach 
dem 31. Dezember 1949 für 
Zubauten, .Ausbauten oder 
Umbauten an bestehenden 
Gebäuden gemacht worden 
sind, wenn die neu herge- 
stellten Gebäudeteile zu mehr 
als 80 vom Hundert Wohn- 
zwecken dienen.” 

6. § 7c erhält folgende Fassung: 

7c 

Förderung des Wohnungsbaues 

Steuerpflichtige, die den Ge- 
winn auf Grund ordnungsmäßi- 
ger Buchführung ermitteln, kön- 
nen Zuschüsse oder unver- 
zinsliche Darlehen zur Förde- 
rung des Wohnungsbaues, son- 
stige Steuerpflichtige können 
Zuschüsse zur Förderung des 
Wohnungsbaues im Jahr der 
Hingabe als Betriebsausgabe 
oder Werbungskosten abset- 
zen, wenn die Zuschüsse oder 
Darlehen gegeben werden an 

a) gemeinnützige Wohnungs- 
unternehmen, 

b) Organe der staatlichen Woh- 
nungspolitik, 

c) gemeinnützige Siedlungs- 
unternehmen, 

d) zur Ausgabe von Heim- 
stätten zugelassene Unter- 
nehmen, 

e) Sonstige Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen und 
private Bauherren, soweit 
durch Zuschüsse oder Dar- 
lehen der Bau von Woh- 
nungen gefördert wird, die 
hinsichtlich der Größe, Aus- 
stattung und Miete (Miet- 
wert) den Bestimmungen 
der §§ 10 und 11 der Ver- 
ordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über 
die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungswesen vom 23. 
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Juli 1940 (RGBL I S. 1012) 

entsprechen. Der Nachweis 
hierfür wird durch eine 
Bescheinigung der für das 
Wohnungswesen zuständi- 
gen V erwaltungsbehörde 
erbracht-” 

7. Dem § 7 d wird folgender Ab- 
satz 2 an gefügt: 

„(2) Steuerpflichtige, die 
den Gewinn auf Grund ord- 
nungsmäßiger Buchführung 
ermitteln,^ können Zuschüsse 
oder unverzinsliche Darlehen 
Izur Förderung des Schiffbaues, 
sonstige Steuerpflichtige kön- 
nen Zuschüsse zur Förderung 
des Schiffsbaues im Jahr der 
Hingabe als Betriebsausgabe 
oder Werbungskosten abset- 
zen, wenn die Zuschüsse oder 
Darlehen einem Unternehmer 
f Jfür den Bau eines von ihm bei 
einer Werft im Bundesgebiet 
in Auftrag gegebenen, zum 
Erwerb durch die Schiffahrt 
dienenden Schiffes gegeben 
werden und dieses Schiff nach 
Fertigstellung in sein Eigen- 
tum übergeht.” 

8. § 7 e wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden 
hinter dem Wort „Fabrik- 
gebäude ” eingefügt : 

Lagerhäuser”, 

b) Absatz 1 Satz 1 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Gewerbetreibende, die 
den Gewinn nach § 4 Ab- 
satz 1 oder nach § 5 auf 
Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln, kön- 
nen bei Gebäuden, die im 
eigenen gewerblichen Betrieb 
unmittelbar 

a) der Fertigung oder 

b) der Bearbeitung von zum 
Absatz bestimmten Wirt- 
schaftsgütern oder 

c) der Wiederherstellung von 
Wirtschaftsgütern oder 
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2. § 9 a wird gestrichen. 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Ziffer 2 wird 
Buchstabe f gestrichen. 

b) In Absatz 1 erhält Ziffer 3 
folgende Fassung: 

„3. die Hälfte des nicht ent- 
nommenen Gewinns bis 
zur Höhe von 15 vom 
Hundert des Gesamtge- 
winns; Voraussetzung da- 
für ist, daß der Gewinn 
auf Grund ordnungs- 
mäßiger Buchführung nach 
§ 4 Absatz 1 oder nach 
§ 5 ermittelt wird. Als 
nicht entnommen gilt auch 
der Teil des Gewinns, der 
zur Zahlung der auf das 
Betriebsvermögen ent- 
fallenden Abgabe nach dem 
Soforthilfegesetz verwen- 
det wird. Der als Sonder- 
ausgabe in Anspruch ge- 
nommene Gewinnanteil 
ist in der Buchführung 
gesondert auszuweisen. 
Übersteigen in einem der 
folgenden Wirtschafts- 
jahre bei dem Steuer- 
pflichtigen oder seinem 
Gesamtrech tsnachfol ger 
die Entnahmen aus dem 
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d) ausschließlich der Lage- 
rung von Waren, die zum 
Absatz an Wiederverkäu- 
fer bestimmt sind oder für 
fremde Rechnung gelagert 
werden, 

dienen und nach dem 31. De- 
zember 1948 her gestellt wor- 
den sind, neben der nach 
§ 7 von den Herstellungs- 
kosten zu bemessenden Ab- 
setzung für Abnutzung im 
Wirtschaftsjahr der Herstel- 
lung des Gebäudes und in 
dem darauf folgenden Jahr 
bis zu je 10 vom Hundert der 
Herstellungskosten absetzen.” 


9. § 9a wird gestrichen. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz t Ziffer 2 wird 
Buchstabe f gestrichen; 

b) Im Absatz i entfällt die 
Ziffer 3 ; (s. § 10 a) 
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Betrieb den laufenden 
Jahresgewinn, so ist der 
übersteigende Betrag 
(Mehrentnahme) bis zur 
Höhe des gesondert aus- 
gewiesenen Betrags dem 
Einkommen im Jahr der 
Mehrentnahme hinzuzu- 
rechnen. Soweit Entnah- 
men zur Zahlung von 
Erbschaftssteuer auf den 
Erwerb des Betriebsver- 
mögens von Todes wegen 
verwendet werden oder 
soweit sich Entnahmen 
durch Veräußerung des Be- 
triebs (§§ 14 und 16) er- 
geben, unterliegen sie ei- 
ner Nach Versteuerung mit 
den Sätzen des § 34 Ab- 
satz 1; das' gilt nicht für 
die Veräußerung eines 
Teilbetriebs und im Fall 
der Umwandlung in eine 
Kapitalgesellschaft. “ 

c) In Absatz 2 erhalten die 
Ziffern- 3 und 4 die fol- 
gende Fassung: 

* 3. Für die Sonderausgaben 
im Sinn des Absatzes 1 Zif- 
fer 2 gilt folgendes: 

a) Die Aufwendungen sind 
bis zu einem Jahresbetrag 
von 800 Deutsche Mark 
in voller Höhe abzugs- 
fähig. Dieser Betrag er- 
höht sich um je 400 Deut- 
sche Mark im Jahr für 
die Ehefrau und für jedes 
Kind im Sinn des § 32 
Absatz 4 Ziffer 4, für 
das dem Steuerpflichtigen 
Kinderermäßigung zu- 
steht oder gewährt wird; 

b) die Ausgaben zur Förde- 
rung besonders anerkann- 
ter wissenschaftlicher Ein- 
richtungen und zur För- 
derung besonders aner- 
kannter mildtätiger Ein- 
richtungen sind bis zur 
Höhe von insgesamt 5 


c) In Absatz 2 erhalten die 
Ziffern 3 und 4 die fol- 
gende Fassung: 

”3. Für die Sonderausgaben 
im Sinn des Absatzes 1 
Ziffer 2 gilt folgendes : 

a) Die Aufwendungen sind 
bis zu einem Jahresbe- 
trag von 800 Deutsche 
Mark in voller Höhe ab- 
zugsfähig. Dieser Betrag 
erhöht sich um je 400 
Deutsche Mark im Jahr 
für die Ehefrau und für 
jedes Kind im Sinn des 
§ 32 Absatz 4 Ziffer 4, 
für das dem Steuerpflich- 
tigen Kinderermäßigung 
zusteht oder gewährt 
wird; 

b) die Ausgaben zur Förde- 
rung besonders anerkann- 
ter wissenschaftlicher Ein- 
richtungen und zur För- 
derung besonders aner- 
kannter mildtätiger Ein- 
richtungen sind bis zur 
Höhe von insgesamt io 
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vom Hundert des Gesamt- 
betrags der Einkünfte 
in jedem Fall, auch neben 
den in Buchstabe a ge- 
nannten Beträgen, voll 
abzugsfähig; 


c) übersteigen die Sonder- 
ausgaben im Sinn des 
Absatzes 1 Ziffer 2 die 
in den Buchstaben a und 
b genannten Beträge, so 
ist der darüber hinaus- 
gehende Betrag zur Hälfte 
abzugsfähig. In diesem 
Fall dürfen jedofh über 
die in den Buchstaben a 
und b genannten Beträge 
hinaus vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte höchstens 
15 vom Hundert des 
Gesamtbetrags der Ein- 
künfte, jedoch nicht mehr 
als 15000 Deutsche Mark 
insgesamt abgezogen wer- 
den. Werden Sonderaus- 
gaben im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziffer 3 abge- 
zogen, so sind die Ein- 
künfte aus der Einkunfts- 
art, für die der Abzug 
nach Absatz 1 Ziffer 3 
vorgenommen wird, bei 
der Berechnung des Ge- 
samtbetrags der Einkünfte 
nach Satz 2 auszuscheiden; 

d) für Sonderausgaben im Sinn 
des Absatzes 1 Ziffer 2 er- 
höhen sich bei Steuerpflich- 
tigen, die mindestens vier 
Monate vor dem Ende des 
V eranla gun gszei tr aums das 
50. Lebensjahr vollendet 
haben und deren Einkom- 
men überwiegend Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit oder 
aus nicht selbständiger Ar- 
beit enthalten sind, die fol- 
genden Beträge: 


vom Hundert des Gesamt- 
betrags der Einkünfte 
j oder 2 vom Tausend 
eines Betrages, der sich 
aus den Aufwendungen 
für Löhne und Gehälter 
und dem steuerbaren 
Umsatz zusammensetzt, 
in jedem Fall, auch neben 
den in Buchstabe a ge- 
nannten Beträgen, voll ab- 
zugsfähig; 

c) übersteigen die Sonder- 
ausgaben im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziffer 2 die in 
den vorstehenden Buch- 
staben a und b genannten 
Beträge, so ist der darüber 
hinausgehende Betrag zur 
Hälfte abzugsfähig. In 
diesem Fall dürfen jedoch 
über die in den Buchstaben 
a und b genannten Beträge 
hinaus vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte höchstens 
15 von Hundert des Ge- 
samtbetrags der Ein- 
künfte, jedoch nicht mehr 
als 1 5 000 Deutsche Mark 
abgezogen werden. Wird 
von den Vorschriften 
des § ioa oder des § 32 a 
Gebrauch gemacht, so sind 
die Einkünfte aus den 
Einkunftsarten, für die 
Vergünstigung in An- 
spruch genommen wird, 
bei der Berechnung des 
Gesamtbetrags der Ein- 
künfte nach Satz 2 aus- 
zuscheiden; 

d) für Sonderausgaben im Sinn 
des Absatzes 1 Ziffer 2 er- 
höhen sich bei Steuerpflich- 
tigen, die mindestens vier 
Monate vor dem Ende des 
Veranlagungszeitraums das 
50. Lebensjahr vollendet 
haben und in deren Ein- 
kommen überwiegend Ein- 
künfte aus selbständiger 
Arbeit oder aus nicht 
selbständiger Arbeit ent- 
halten sind, 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Der in Buchstabe a Satz 1 
genannte Jahresbetrag von 
800 Deutsche Mark auf 
1600 Deutsche Mark, der 
in Buchstabe a Satz 2 ge- 
nannte Betrag von je 400 
Deutsche Mark auf je 800 . 
Deutsche Mark. 

4. Hat die Steuerpflicht nicht 
während eines vollen Kalender- 
jahres bestanden, so sind die 
Jahresbeträge nach Ziffer 3 
Buchstaben a und d entspre- 
chend der Zahl der vollen Mo- 
nate, in denen die Steuerpflicht 
bestanden hat, herabzusetzen 
und auf volle Deutsche Mark 
nach unten abzurunden.“ 


der im Buchstabe a Satz 1 
genannte Jahresbetrag von 
800 Deutsche Mark auf 
1600 Deutsche Mark, der 
im Buchstabe a Satz 2 ge- 
nannte Betrag von je 400 
Deutsche Mark auf je 800 
Deutsche Mark. 

4. Hat die Steuerpflicht nicht 
während eines vollen Kalender- 
jahres bestanden, so sind die 
Jahresbeträge nach Ziffer 3 
Buchstaben a und d ent- 
sprechend der Zahl der vollen 
Monate, in denen die Steuer- 
pflicht bestanden hat, herabzu- 
setzen und auf volle Deutsche 
Mark nach unten abzurunden.“ 

11. Nach § 10 wird folgender 
§ 10a neu cingefügt: 

„S 10a 

Steuerbegünstigung des nicht 
entnommenen Gewinns 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die 
ihre Gewinne aus Land- 
und Forstwirtschaft und 
aus Gewerbebetrieb auf 
Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung nach § 4 Ab- 
satz 1 oder nach § 5 er- 
mitteln, können auf Antrag 
bis zu 50 vom Hundert 
der Summe der nicht ent- 
nommenen Gewinne, höch- 
stens aber 15 vom Hun- 
dert der Summe der Ge- 
winne als Sonderausgaben 
vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen wer- 
den. Als nicht entnommen 
gilt auch der Teil der Summe 
der Gewinne, der zur Zah- 
lung der auf die Betriebs- 
vermögen entfallenden Ab- 
gaben nach dem Sofort- 
hilfegesetz verwendet wird. 
Der als steuerbegünstigt in 
Anspruch genommene Teil 
der Summe der Gewinne 
ist bei der Veranlagung 
besonders festzustellen. 

(2) Übersteigen in einem der 
folgenden Jahre bei dem 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Steuerpflichtigen oder sei- 
nem Gesamtrechtsnach- 
folger die Entnahmen aus 
dem Betrieb die Summe 
der bei der Veranlagung 
zu berücksichtigenden Ge- 
winne aus Land- und Forst- 
wirtschaft und aus Ge- 
werbebetrieb, so ist der 
übersteigende Betrag 
(Mehrentnahme) bis zur 
Höhe des besonders fest- 
gestellten Betrags (Absatz 
1 letzter Satz) dem • Ein- 
kommen im Jahr der Mehr- 
entnahme zum Zweck der 
Nachversteuerung hinzu- 
zurechnen. Beträge, die zur 
Zahlung der auf die Be- 
triebsvermögen entfallen- 
den Abgabe nach dem So- 
forthilfe gesetz verwendet 
werden, rechnen auch in 
diesem Fall nicht zu den 
Entnahmen. Soweit Ent- 
nahmen zur Zahlung von 
Erbschaftssteuer auf den 
Erwerb des Betriebsver- 
mögens von Todes wegen 
oder auf den Übergang 
des Betriebsvermögens an 
Personen der Steuerklasse 
I des § 9 des Erbschafts- 
steuergesetzes verwendet 
werden, oder soweit sich 
Entnahmen durch Ver- 
äußerung des Betriebs 
(§§ 14 und 16) ergeben, 
unterliegen sie einer Nach- 
versteuerung mit den Sät- 
zen des § 34 Absatz 1 ; 
das gilt nicht für die Ver- 
äußerung eines Teilbetriebs 
und im Fall der Umwand- 
lung in eine Kapitalgesell- 
schaft. Auf Antrag des 
Steuerpflichtigen ist eine 
Nach Versteuerung auch 
dann vorzunehmen, wenn 
in dem in Betracht kom- 
menden Jahr eine Mehr- 
entnahme nicht vorliegt. 

(3) Die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für den Gewinn 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


4. § 20 Absatz 1 Ziffer 1 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Gewinnanteile (Dividen- 
den), Zinsen, Ausbeuten 
und sonstige Bezüge aus 
Aktien, Kuxen, Genuß- 
scheinen, Anteilen an Ge- 
sellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, an Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossen- 
schaften, und Kolonialge- 
sellschaften, aus Anteilen 
an der Reichsbank, derBank 
deutscher Länder, den 
Landeszentralbanken und 
an bergbautreibenden Ver- 
einigungen, die die Rechte 
einer juristischen Person 
haben 


aus selbständiger Arbeit 
mit der Maßgabe, daß 
dieser Gewinn hinsichtlich 
der Steuerbegünstigung 
(Absatz 1) und der Nach- 
versteuerung (Absatz 2) 
für sich zu behandeln ist.“ 

12. § 20 Absatz 1 Ziffer 1 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Gewinnanteile (Dividen- 
den), Zinsen, Ausbeuten 
und sonstige Bezüge aus 
Aktien, Kuxen, Genuß- 
scheinen, Anteilen an Ge- 
sellschaften mit beschrän- 
ter Haftung, an Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossen- 
schaften und Kolonial ge- 
sellschaften, aus Anteilen 
an der Reichsbank, der 
Bank deutscher Länder, 
den Landeszentralbankcn 
und bergbautreibenden 
Vereinigungen, die das 
Recht einer juristischen 
Person haben;” 

13. In § 29 Absatz 2 Ziffer 1 Buch- 
stabe a werden die Worte: 

„vom Reichsminister der 
Finanzen” durch die Wor- 
te: „durch Rechtsverord- 
nung” ersetzt. 

14. 31 erhält folgende Fassung : 

»§ 31 

Pauschbesteuerung 

(1) Bei Personen, die durch 
Zuzug aus dem Ausland un- 
beschränkt steuerpflichtig wer- 
den, können die obersten Fi- 
nanzbehörden der Länder mit 
Zustimmung des Bundesmi- 
nisters der Finanzen die Ein- 
kommensteuer bis zur Dauer 
von zehn Jahren seit Begrün- 
dung der unbeschränkten 
Steuerpflicht in einem Pausch- 
betrag festsetzen. 

(2) Die Besteuerung der Aus- 
landsbeamten kann durch 
Rechtsverordnung abweichend 
von den allgemeinen Vor- 
schriften geregelt werden.” 
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Beschlüsse des lt. Ausschusses: 


5, § 32 a erhält folgende Fassung : 
»§ 32 a 

Steuererleichterung für buch- 
führende Land- und Forst- 
wirte und buchführende Ge- 
werbetreibende 

(1) Auf Antrag wird der Ge- 
samtgewinn eines Steuerpflich- 
tigen aus Land- und Forstwirt- 
schaft und aus Gewerbebetrieb 
mit einem Steuersatz von 50 
vom Hundert zur Einkommen- 
steuer heran gezogen, wenn fol- 
gende Voraussetzungen sämtlich 
erfüllt sind: 

1 . Der Gewinn muß auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung nach § 4 Absatz 1 
oder nach § 5 ermittelt 
werden ; 

2. der Gewinn muß nach Aus- 
gleich mit den die übrigen 
Einkünfte übersteigenden 
Verlusten 60000 Deutsche 
Mark übersteigen; 

3. die Entnahmen dürfen 
1 8 000 Deutsche Mark zu- 
züglich 2000 Deutsche Mark 
für jedes Kind, für das dem 
Steuerpflichtigen Kinderer- 
mäßigung zusteht oder ge- 
währt wird, oder 5 vom 
Hundert des Gewinns nicht 
übersteigen ; bei der Berech- 
nung dieses Höchstbetrags 
rechnen nicht zu den Ent- 
nahmen die Beträge, die 
für folgende Zwecke ent- 
nommen werden: 


15. In § 32 Absatz 3 erhält die 
Ziffer 2 folgende Fassung: 

„2. Unverheiratete Personen, 
die mindestens vier Monate 
vor dem Ende des Veran- 
lagungszeitraumes das 6o. Le- 
bensjahr oder, wenn sic 
verwitwet sind, das 50. Le- 
bensjahr vollendet haben.” 

16. § 32a erhält folgende Fassung: 

„§ 32 a 

Steuererleichterung für buch- 
führende Land- und Forst- 
wirte und buchführende Ge- 
werbetreibende 

(1) Auf Antrag wird die 
Summe der Gewinne eines 
Steuerpflichtigen aus Land- und 
Forstwirtschaft und aus Ge- 
werbebetrieb mit einem Steuer- 
satz von 50 vom Hundert zur 
Einkommensteuer heran ge- 
zogen, wenn folgende Voraus- 
setzungen sämtlich erfüllt sind : 

1. Die Gewinne müssen auf 
Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung nach § 4 Ab- 
satz 1 oder nach § 5 er- 
mittelt werden; 

2. die Summe der Gewinne 
muß nach Ausgleich mit den 
die übrigen Einkünfte über- 
steigenden Verlusten mehr 
als 60000 Deutsche Mark 
betragen; 

3. die Entnahmen dürfen 
1 8 000 Deutsche Mark zu- 
züglich 2 000 Deutsche Mark 
für jedes Kind, für das dem 
Steuerpflichtigen Kinderer- 
mäßigung zusteht oder ge- 
währt wird, nicht über- 
steigen. An Stelle des sich 
nach Satz 1 ergebenden Ge- 
samtbetrags treten auf An- 
trag $ vom Hundert der 
Summe der Gewinne. Bei 
der Berechnung des Höchst- 
betrags rechnen nicht zu den 
Entnahmen die Beträge, die 
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a) zur Zahlung der auf das 
Betriebsvermögen entfallen- 
den Abgabe nach dem So- 
forthilfegesetz, 

b) zur Zahlung der auf den 
Gewinn entfallenden Steu- 
ern vom Einkommen und 
zur Zahlung der auf das 
Betriebsvermögen entfallen- 
den Vermögensteuer, 

c) für Sonderausgaben im Sinn 
des § 10 Absatz 1 Ziffer 2 
in der sich aus § 10 Ab- 
satz 2 Ziffer 3 Buchstaben 
a und b ergebenden Höhe 
und für Sonderausgaben im 
Sinn des § 10 Absatz 1 
Ziffer 5; 

4. der nicht entnommene Ge- 
winn ist nach Abzug der in 
Ziffer 3 Buchstaben a bis c 
genannten Beträge in der 
Buchführung gesondert aus- 
zuweisen; 

5. die Steuersätze des § 34 dürfen 
für die Gewinne aus Land- 
und Forstwirtschaft und aus 
Gewerbebetrieb nicht in An- 
spruch genommen werden. 

(2) Macht der Steuerpflichtige 
von der Regelung in Absatz 1 
Gebrauch, so gilt hinsichtlich der 
Sonderausgaben folgendes: 

1 . Die Abzüge im Sinn des § 1 0 
Absatz 1 Ziffer 3 sind für 
die Gewinne aus Land- und 
Forstwirtschaft und aus Ge- 
werbebetrieb nicht zulässig; 


2. bei der Anwendung des § 10 
Absatz 2 Ziffer 3 Buchstabe 
c sind die Gewinne aus Land- 
und Forstwirtschaft und aus 
Gewerbebetrieb bei der Be- 
rechnung des Gesamtbetrags 
der Einkünfte auszuscheiden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

für folgende Zwecke ent- 
nommen werden: 

a) zur Zahlung der auf die 
Betriebsvermögen entfallen- 
den Abgabe nach dem Sofort- 
hilfegesetz, 

b) zur Zahlung der auf die Ge- 
winne entfallenden Steuern 
vom Einkommen und zur 
Zahlung der auf die Be- 
triebsvermögen entfallenden 
Vermögensteuer, 

c) für Sonderausgaben im Sinn 
des § 10 Absatz 1 Ziffer 2 
in der sich aus § 10 Absatz 
2 Ziffer 3 Buchstaben a und b 
ergebenden Höhe und für 
Sonderausgaben im Sinn des 
§ 10 Absatz 1 Ziffer 5. 


(2) Macht der Steuerpflichtige 
von der Regelung in Absatz 1 
Gebrauch, so gilt folgendes: 

i- Der Unterschiedsbetrag 
zwischen dem tatsächlichen 
Einkommen und dem Ein- 
kommen, das bei Zugrunde- 
legung der Einkommen- 
steuertabelle der nach Absatz 
i festgesetzten Einkommen- 
steuer entspricht, ist bei der 
Veranlagung besonders fest- 
zustellen; 

2. die §§ io a und 34 dürfen 
für die Gewinne aus Land- 
und Forstwirtschaft und aus 
Gewerbebetrieb nicht in An- 
spruch genommen werden. 
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(3) Für die Berechnung der 
Einkommensteuer gilt im Fall 
des Absatzes 1 im übrigen 
folgendes: Auf den Teil des 
Einkommens, der nach Abzug 
des steuerbegünstigten Ge- 
winns (Absatz 1) verbleibt, ist 
der durchschnittliche Steuersatz 
anzuwenden, der sich ohne 
Inanspruchnahme der Vergün- 
stigung des Absatzes 1 bei der 
Veranlagung des Einkommens 
ergeben würde.. 

(4) Übersteigen in einem der 
folgenden Wirtschaftsjahre bei 
dem Steuerpflichtigen oder 
seinem Gesamtrechtsnachfolger 
die Entnahmen aus dem Be- 
trieb den laufenden Jahresge- 
winn und den Betrag, der im 
Jahr der Begünstigung weniger 
entnommen ist als der nach 
Absatz 1 Ziffer 3 maßgebende 
Betrag, so ist der übersteigende 
Betrag (Mehrentnahme) dem 
Einkommen im Jahr der Mehr- 
entnahme hinzuzurechnen. So- 
weit Entnahmen zur Zahlung 
von Erbschaftsteuer auf den 
Erwerb des Betriebsvermögens 
von Todes wegen verwendet 
werden oder soweit sich Ent- 
nahmen durch die Veräußerung 
des Betriebs (§§ 14 und 16) er- 
geben, unterliegen sie einer 
Nachversteueriing mit den 
Sätzen des § 34 Absatz 1 ; das 
gilt nicht für die Veräußerung 
eines Teilbetriebs und im Falle 
der Umwandlung in eine Ka- 
pitalgesellschaft. “ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) Für die Berechnung der 
Einkommensteuer gilt im Fall 
des Absatzes 1 im übrigen 
folgendes: Auf den Teil des 
Einkommens, der nach Abzug 
der steuerbegünstigten Summe 
der Gewinne (Absatz 1) ver- 
bleibt, ist der durchschnittliche 
Steuersatz anzuwenden, der 
sich ohne Inanspruchnahme der 
Vergünstigung des Absatzes 1 
bei der Veranlagung des Ein- 
kommens ergeben würde. 

(4) Übersteigen in einem der 
folgenden Jahre bei dem Steuer- 
pflichtigen oder seinem Gesamt- 
rechtsnachfolger die Entnahmen 
aus dem Betrieb die Summe 
der bei der Veranlagung zu 
berücksichtigenden Gewinne 
aus Land- und Forstwirtschaft 
und aus Gewerbebetrieb und 
den Betrag, der im Jahr der 
Begünstigung weniger ent- 
nommen ist als der nach Ab- 
satz 1 Ziffer 3 maßgebende 
Betrag, so ist der übersteigen- 
de Betrag (Mehrentnahme) bis 
zur Höhe des besonders fest- 
gestellten Betrags (Absatz z 
Ziffer i) dem Einkommen im 
Jahr der Mehrentnahme zum 
Zweck der Nachversteuerung 
hinzuzurechnen. Im übrigen 
finden die Sätze 2 bis 4 des 
§ 10 a Absatz 2 Anwendung. 


17. Dem § 33 wird folgender Ab- 
satz 2 angefügt: 

„(2) Als zwangsläufig er- 
wachsene außergewöhnliche Be- 
lastungen werden auch die Auf- 
wendungen für die Wiederbe- 
schaffung notwendigen Haus- 
rats und notwendiger Kleidung 
behandelt, soweit diese durch 
Kriegseinwirkung oder Auf gäbe 
des Wohnsitzes in einem zum 
Inland gehörenden Gebiet 
außerhalb des Bundesgebiets 
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6. Nach § 33 wird folgender 
§ 33a neu eingefügt: 

„§ 33 a 

Freibeträge für besondere 
Fälle 

(1) Auf Antrag wird ein 
Freibetrag in Höhe von 

480 Deutsche Mark bei Per- 
sonen der Steuerklasse I, 

600 Deutsche Mark bei Per- 
sonen der Steuerklasse II, 

720 Deutsche Mark bei Per- 
sonen der Steuerklasse III 

vom Einkommen abgezogen, 
wenn der Steuerpflichtige oder 
seine mit ihm zusammen zu 
veranlangende Ehefrau 

a) Flüchtling, Vertriebener oder 
Politisch Verfolgter ist oder 

b) den Hausrat und die Klei- 
dung infolge Kriegseinwir- 
kung verloren hat (Total- 
schaden) und dafür höchstens 
eine Entschädigung von 50 
vom Hundert dieses Kriegs- 
sachschadens erhalten hat. 


(2) Die in Absatz 1 ge- 
nannten Personen können § 33 
für Aufwendungen zur Wie- 
derbeschaffung von Hausrat 
und Kleidung nicht in Anspruch 
nehmen.” 


verloren wurden und Ersatz 
aus öffentlichen Mitteln nicht 
geleistet worden ist. Der vom 
Einkommen abzuziehende Be- 
trag darf die in § 33 a auf ge- 
führten Freibeträge nicht über- 
schreiten.” 

18. Nach § 33 wird folgender 
§ 33a eingefügt: 

„§ 33 a 

Freibeträge für besondere Fälle 

(1) Bei Flüchtlingen, Ver- 
triebenen und Politisch Verfolg- 
ten sowie bei Personen, die den 
Hausrat und die Kleidung in- 
folge Kriegseinwirkung ver- 
loren haben (Totalschaden) und 
dafür höchstens eine Entschä- 
digung von 50 vom Hundert 
dieses Kriegssachschadens er- 
halten haben, wird auf Antrag 
ein Freibetrag in der folgenden 
Höhe vom Einkommen abge- 
zogen : 

480 Deutsche Mark bei Per- 
sonen der Steuerklasse I, 

600 Deutsche Mark bei Per- 
sonen der Steuerklasse II, 

720 Deutsche Mark bei Per- 
sonen der Steuerklasse III; 

der Betrag von 720 Deut- 
sche Mark erhöht sich für 
das dritte und jedes weitere 
Kind, für das dem Steuer- 
pflichtigen Kinderermäßi- 
gung zusteht oder gewährt 
wird, um je 6o Deutsche 
Mark. 

Satz i gilt auch, wenn die 
bezeichneten Voraussetzungen 
nicht bei dem Steuerpflichtigen 
selbst, sondern bei der mit 
ihm zusammen zu veranla- 
genden Ehefrau vorliegen. 

(2) Die in Absatz 1 ge- 
nannten Personen können § 33 
für Aufwendungen zur Wieder- 
beschaffung von Hausrat und 
Kleidung nicht in Anspruch 
nehmen.” 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


7. § 35 erhält folgende Fassung: 
„§ 35 

Bemessung und Entrichtung 
der Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerpflichtige hat 
am 10. März, am 10. Juni, 
10. September und 10. Dezem- 
ber Vorauszahlungen zu ent- 
richten. 


19. § 34a erhält folgende Fassung: 

„34 a 

Steuersätze für Entlohnung 
von Mehrarbeit bei Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit 

(1) Sind gesetzlich oder in 
Tarifverträgen für Dienste, die 
über die Dauer der regelmä- 
ßigen gesetzlichen oder tarif- 
lichen Arbeitszeit, mindestens 
jedoch über 48 Stunden in der 
Woche hinaus geleistet werden 
(Mehrarbeit), besondere Ent- 
lohnungen (Mehrarbeitslohn) 
vorgesehen, so beträgt die Ein- 
kommensteuer von dem für 
die einzelnen Mehrarbeitsstun- 
den gezahlten Arbeitslohn ohne 
die Mehrarbeitszuschläge 5 vom 
Hundert, wenn dieser Arbeits- 
lohn für die Mehrarbeit nach 
der gleichen Berechnungsgrund- 
lage ermittelt wird wie der 
für die regelmäßige gesetzliche 
oder tarifmäßige Arbeitszeit 
gezahlte Arbeitslohn. 

(2) Die gesetzlichen oder 
tariflichen Zuschläge für Mehr- 
arbeit sind steuerfrei. Die ge- 
setzlichen oder tariflichen Zu- 
schläge für Sonntags-, Feier- 
tags- und Nachtarbeit sind 
auch dann steuerfrei, wenn es 
sich nicht um Mehrarbeit han- 
delt. 

(3) Die Vorschriften in den 
Absätzen 1 und 2 finden keine 
Anwendung bei Arbeitneh- 
mern deren Arbeitslohn ins- 
gesamt 7200 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr übersteigt.” 

20. § 35 erhält folgende Fassung: 

• „§35 

Bemessung und Entrichtung 
der Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerpflichtige hat 
am 10. März, 10. Juni, 10. Sep- 
tember und 10. Dezember Vor- 
auszahlungen zu entrichten. 
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(2) Die Vorauszahlungen be- 
messen sich grundsätzlich nach 
der Steuer, die sich nach An- 
rechnung der Steuerabzugsbe- 
träge (§ 47 Absatz 1 Ziffer 2) 
bei der letzten Veranlagung 
ergeben hat. Das Finanzamt 
kann die Vorauszahlungen der 
Steuer anpassen, die sich für 
den laufenden Veranlagungs- 
zeitraum voraussichtlich erge- 
ben wird. 


8. In § 41 Absatz 1 wird fol- 
gende neue Ziffer 5 eingefügt: 
„5. der Freibetrag nach § 33a.” 


9. § 50 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung : 
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(2) Die Vorauszahlungen be- 
messen sich grundsätzlich nach 
der Steuer, die sich nach An- 
rechnung der Steuerabzugsbe- 
träge (§47 Absatz 1 Ziffer 2) 
bei der letzten Veranlagung 
ergeben hat. Das Finanzamt 
kann die Vorauszahlungen der 
Steuer anpassen, die sich für 
den laufenden Veranlagungs- 
zeitraum voraussichtlich erge- 
ben wird.” 

21. In § 39 Absatz 3 erhält die 
Ziffer 2 folgende Fassung: 

„2. unverheiratete Arbeitneh- 
mer, die das 6o. Lebens- 
jahr, oder, wenn sie ver- 
witwet sind, das jo. Le- 
bens j ahr vollendet haben. w 

22. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhalten die 
Ziffern 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„1. Wenn die Werbungskosten 
im Sinn der §§ 9, 7 c und 
7 d Absatz 2, die bei den 
Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit zu berück- 
sichtigen sind, 312 Deutsche 
Mark im Jahr übersteigen, 
der 312 Deutsche Mark 
übersteigende Betrag; 

2. wenn die Sonderausgaben 
im Sinn des § 10 Absatz 1 
Ziffer 1, Ziffer 2 Buchsta- 
ben a, b und e, Ziffern 5 
und 6 und Absatz 2 468 
Deutsche Mark im Jahr 
übersteigen, der 468 
Deutsche Mark überstei- 
gende Betrag;” 

b) In Absatz 1 wird folgende 
Ziffer 5 angefügt: 

„5. der Freibetrag nach 
§ 33a.” 

23. In § 42 erhält der letzte Satz 
folgende Fassung: 

„Durch Rechts Verordnung 
kann ein anderes Verfahren 
vorgeschrieben werden.” 

24. § 50 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung: 
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„(1) Beschränkt Steuerpflich- 
tige dürfen Betriebsausgaben 
(§ 4 Absatz 4) oder Werbungs- 
kosten (§ 9) nur insoweit ab- 
ziehen, als sie mit inländischen 
Einkünften im wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen. Die 
Vorschrift des § 33 (außer- 
gewöhnliche Belastungen) ist 
nicht anwendbar. Unter der 
Voraussetzung, daß im Inland 
ordnungsmäßig Bücher geführt 
werden und der Gewinn auf 
Grund dieser Buchführung 
nach § 4 Absatz 1 oder nach 
§ 5 ermittelt wird, sind fol- 
gende Vorschriften anwendbar: 
§ 10 Absatz 1 Ziffern 3 und 4, 
S,32a, a 

§ 34 hinsichtlich der Veräuße- 
rungsgewinne im Sinn der 
§§ 14 und 16 und hinsicht- 
lich der Einkünfte aus außer- 
ordentlichen W aldnutzungen. 

Im übrigen sind die Vor- 
schriften der §§ 10, 32 a 
und § 34 nicht anwend- 
bar." 

10. Die zu veranlagende Einkom- 
mensteuer (§ 32 Absatz 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes) 
und die Lohnsteuer (§ 39 Ab- 
satz 1 Satz 1 des Einkommen- 
steuergesetzes) bemessen sich 
nach der Anlage zu diesem 
Gesetz. 

Artikel II 
Durchführung 

Der Bundesminister der Finan- 
zen wird ermächtigt, 

1. mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

a) für das zweite Halbjahr 
1948 und die Kalender- 
jahre 1949 und 1950 über 
die Abgrenzung der Steuer- 
pflicht, die Feststellung des 
Einkommens einschließlich 
der abzugsfähigen Beträge, 
die Veranlagung, die An- 
wendung der Tarif Vorschrif- 
ten, die Regelung der Steuer- 
en trichtungeinsdhließlich der 
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„(1) Beschränkt Steuerpflich- 
tige dürfen Betriebsausgaben 
(§ 4 Absatz 4) oder Werbungs- 
kosten (§ 9) nur insoweit ab- 
ziehen, als sie mit inländischen 
Einkünften im wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen. Die 
Vorschriften der §§ 33 und 33a 
sind nicht anwendbar. Unter 
der Voraussetzung, daß im In- 
land ordnungsmäßig Bücher 
geführt werden und der Ge- 
winn auf Grund dieser Buch- 
führung nach § 4 Absatz 1 
oder nach § 5 ermittelt wird, 
sind folgende Vorschriften an- 
wendbar: 

§ 10 Absatz 1 Ziffer 4, § 10a, 
§ 32a, 

§ 34 hinsichtlich der Veräuße- 
rungsgewinne im Sinn der 
§§14 und 16 und hinsichtlich 
der Einkünfte aus außerordent- 
lichen Waldnutzungen.” 


23. Die zu veranlagende Einkom- 
mensteuer (§ 32 Absatz 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes) 
und die Lohnsteuer (§39 Ab- 
satz 1 Satz 1 des Einkommen- 
steuergesetzes) bemessen sich 
nach der Anlage zu diesem 
Gesetz. 

Artikel II 

DurchführungdesEinkommen- 

steuergesetzes 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. für das zweite Halbjahr 1948 
und die Kalenderjahre 1949 
bis 1951 über die Abgrenzung 
der Steuerpflicht, die Ermitt- 
lung der Einkünfte, die Fest- 
stellung des Einkommens ein- 
schließlich der abzugsfähigen 
Beträge, die Veranlagung, die 
Anwendung der Tarif Vorschrif- 
ten, die Regelung der Steuer- 
rentrichtung einschließlich der 
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Steuerabzüge und die Be- 
steuerung der beschränkt 
Steuerpflichtigen Rechtsver- 
ordnungen zur Durchfüh- 
rung des Einkommensteuer- 
gesetzes und dieses Gesetzes 
zu erlassen, soweit dies zur 
Wahrung der Gleichmäßig- 
keit bei der Besteuerung 
und zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten in Härtefäl- 
len erforderlich ist; 

b) durch Rechtsverordnung ei- 
ne Regelung für die Nach- 
versteuerung in den Fällen 
des § 10 Absatz 1 Ziffer 3 
und des § 32 a Absatz 4 des 

Einkommensteuergesetzes 
und eine Ubergangsregelung 
für die Bemessung, Entrich- 
tung und Anrechnung der 
für die Kalenderjahre 1949 
und 1950 zu leistenden Vor- 
auszahlungen zu treffen; 

c) zu dem Einkommensteuer- 
gesetz und zu diesem Ge- 
setz allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften zu erlassen; 

2. den Wortlaut des Einkommen- 
steuergesetzes und der Durch- 
führungsverordnungen dazu 
in der jeweils geltenden Fas- 
sung bekanntzu geben. 
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Steuerabzüge und die Be- 
steuerung der beschränkt Steu- 
erpflichtigen einschließlich ei- 
nes Steuerabzugs Rechtsver- 
ordnungen zur Durchführung 
des Einkommensteuergesetzes 
und dieses Gesetzes zu erlas- 
sen, soweit dies zur Wahrung 
der Gleichmäßigkeit bei der 
Besteuerung und zur Beseiti- 
gung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen erforderlich ist; 
l. Bestimmungen durch Rechts- 
verordnung zu erlassen: 

a) über die Nachversteuerung 
in den Fällen des § 10a 
Absätze 2 und 3 und des 
§ 32a Absatz 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes; 

b) über die Erstattung oder 
Anrechnung der ab 1. Ja- 
nuar 195:0 überzahlten 
Lohnsteuer, über die Be- 
rechnung und Anrechnung 
steuerfreier Beträge im Sinn 
des § 41 des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fas- 
sung dieses Gesetzes im 
Kalenderjahr 19*0 und 
über das dabei zu beach- 
tende Verfahren; 

c) über die Bemessung, Ent- 
richtung und Anrechnung 
der für die Kalenderjahre 
1949 und 1950 zu leisten- 
den Vorauszahlungen; 

d) über eine Abschreibungs- 
freiheit zur Förderung des 
Baues von Landarbeiter- 
wohnungen und über eine 
Steuerermäßigung beim Bau 
von Heuerlings- und Werk- 
wohnungen für ländliche 
Arbeiter; 

e) über die steuerliche Behand- 
lung von Erfindervergü- 
tungen; 

f) über die Anerkennung 
steuerbegünstigter Kapital- 
ansammlungsverträge ; 

g) über die Anerkennung 
steuerbegünstigter Ausga- 
ben zur Förderung gemein- 
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nütziger, mildtätiger, kirch- 
licher, religiöser und wissen- 
schaftlicher Zwecke und 
über die besondere Aner- 
kennung wissenschaftlicher 
oder mildtätiger Einrich- 
tungen; 

3. die in den §§ 3, 29, 31, 39, 42 
und 50 des Einkommensteuer- 
gesetzes vorgesehenen Rechts- 
verordnungen zu erlassen. 

Artikel III 

Änderung des Körperschaft- 
steuergesetzes 

Das in den Landern Bayern, 
Bremen, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Schleswig-Holstein 
und Württemberg-Baden gel- 
tende Körperschaftsteuergesetz 
in der Fassung vom 5. Sep- 
tember 1949 (WiGBl. S. 311) 
wird wie folgt geändert: 

1 . Der bisherige § 2 wird § 2 
Absatz 1 und erhält folgenden 
Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt entspre- 
chend für Körperschaften, Per- 
sonenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen, die weder ihre 
Geschäftsleitung noch ihren 
Sitz im Bundesgebiet, aber 
ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz in einem zum Inland ge- 
hörenden Gebiet haben, in dem 
Körperschaften, Personenverei- 
nigungen und Vermögensmas- 
sen mit Geschäftsleitung oder 
Sitz im Bundesgebiet als be- 
schränkt körperschaftsteuer- 
pflichtig behandelt werden.” 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Ziffer 1 wer- 
den die Worte „Deutsche 
Reichspost” durch das Wort 
„Bundespost”, die Worte 
„Deutsche Reichsbahn” 
durch das Wort „Bundes- 
bahn”, die Worte „des 
Reichs” durch die Worte 
„des Bundes” ersetzt; 
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b) in Ziffer 7 werden die Wor- 
te „Anordnung des Reichs- 
ministers der Finanzen” 
durch die Worte „Maßgabe 
einer Rechtsverordnung”er- 
setzt. 

3. § 5 Absatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Bei Steuerpflichtigen, 
die Bücher nach den Vor- 
schriften des Handelsgesetz- 
buchs zu führen verpflichtet 
sind und solche tatsächlich 
ordnungsmäßig führen, ist der 
Gewinn nach dem Wirtschafts- 
jahr, für das sie regelmäßig 
Abschlüsse machen, zu er- 
mitteln. Bei Steuerpflichtigen 
der genannten Art, deren Wirt- 
schaft sjahr vom Kalenderjahr 
abweicht, ist der Gewinn aus 
Gewerbebetrieb bei der Er- 
mittlung des Einkommens auf 
das Kalenderjahr, in dem das 
Wirtschaftsjahr beginnt, und 
auf das Kalenderjahr, in dem 
das Wirtschaftsjahr endet, ent- 
sprechend dem Verhältnis der 
gesamten Umsätze aufzuteilen. 
Bei buchführenden Steuer- 
pflichtigen, die Land- und 
Forstwirtschaft betreiben, ist 
der Gewinn aus Land- und 
Forstwirtschaft bei der Er- 
mittlung des Einkommens auf 
das Kalenderjahr, in dem das 
Wirtschaftsjahr beginnt, und 
auf das Kalenderjahr, in dem 
das Wirtschaftsjahr endet, ent- 
sprechend dem zeitlichen An- 
teil aufzuteilen.“ 

4. § 1 0 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Für Kapital Verwaltungs- 
gesellschaften können durch 
Rechtsverordnung besondere 
Vorschriften erlassen werden.“ 

5. § 11 Absatz 2 Satz 1 erhält 
folgende Fassung: 

„(2) Die Ausgaben im Sinn 
des Absatzes 1 Ziffer 5 sind 


25 



Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


a) vollabzugsfähig, wenn es 
sich um Ausgaben zur För- 
derung besonders aner- 
kannter wissenschaftlicher 
Einrichtungen und beson- 
ders anerkannter mildtätiger 
Einrichtungen handelt, so- 
weit diese Ausgaben 10 vom 
Hundert des Einkommens 
oder 2 vom Tausend eines 
Betrags, der sich aus den 
Aufwendungen für Löhne 
und Gehälter und dem 
steuerbaren Umsatz zusam- 
mensetzt, nicht übersteigen ; 

b) zur Hälfte abzugsfähig, wenn 
es sich um andere als die 
in Buchstaben a genannten 
Ausgaben handelt oder 
soweit die für die in 
Buchstaben a genannten 
Ausgaben gesetzten Grenzen 
überschritten werden ; in 
diesen Fällen dürfen höch- 
stens 7,5 vom Hundert des 
Einkommens bis zu 20000 
Deutsche Mark abgezogen 
werden,“ 

6. Im § 13 Satz 2 werden die 
Worte „§ 2 Ziffer 2” durch 
die Worte „§ 2 Absatz 1 Zif- 
fer 2” ersetzt. 

7. § 22 erhält folgende Fassung: 

4 22 

Ausdehnung des Kreises der Steuer- 
pflichtigen 

Durch Rechtsverordnung 
können andere Personenver- 
einigungen als die im § 1 ge- 
nannten für unbeschränkt 
steuerpflichtig erklärt und ihre 
Besteuerung geregelt werden.” 

8. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

Genossenschaften 

Durch Rechtsverordnung 
kann für bestimmte Gruppen 
von Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften, für Zentral- 
kassen ohne Rücksicht auf ihre 
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Rechtsform und für die Deut- 
sche Genossenschaftskasse eine 
Befreiung von der Körper- 
schaftsteuer oder die Anwen- 
dung eines ermäßigten Steuer- 
satzes vorgeschrieben oder die 
Ermittlung ihres Einkommens 
besonders geregelt werden.” 

Artikel IV 

Durchführung des Körperschaft- 
steuergesetzes 

Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates 

1. zur Durchführung des Körper- 
schaftsteuergesetzes und dieses 
Gesetzes Rechtsverordnungen 
zu erlassen, soweit dies zur 
Wahrung der Gleichmäßigkeit 
bei der Besteuerung und zur 
Beseitigung von Unbilligkeiten 
in Härtefällen erforderlich ist, 
und zwar: 

a) über die Abgrenzung der 
Steuerpflicht ; 

b) über die Feststellung des 
Einkommens, die Anwen- 
dung der Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes 
und über die verdeckten 
Gewinnausschüttungen ; 

c) über die sachlichen Be- 
freiungen bei Personenver- 
einigungen, bei politischen 
Parteien und politischen 
Vereinen, bei Schachtelge- 
sellschaften und bei Kapital- 
verwaltungsgesellschaften ; 

d) über die abzugsfähigen Aus- 
gaben, die nicht abzugsfä- 
higen Ausgaben und über 
die anteiligen Abzüge; 

e) über die Auflösung und Ab- 
wicklung, die Verschmelzung 

und Umwandlung, die Ver- 
legung der Geschäftsleitung 
ins Ausland und über die 
Mindestbesteuerung; 

f) über die Feststellung des 
Einkommens (Mindestein- 
kommens bei Versicherungs- 
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Artikel III 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Ja- 
nuar 1950 in Kraft. 


(2) Das Einkommensteuergesetz 
in der Fassung dieses Gesetzes 
wird mit Wirkung vom 1. Januar 
1950 auch in den Ländern Baden, 
Rheinland - Pfalz , Württemberg - 


unternehmen einschließlich 
der Beitragsrückerstattung, 
der Versteuerung eines Min- 
desteinkommens bei Ver- 
sicherungsunternehmen, die 
das Lebensversicherungs ge- 
schäft allein oder neben 
anderen Versicherungszwei- 
gen betreiben, über die Ab- 
zugsfähigkeit von Zufüh- 
rungen zu versicherungs- 
technischen Rücklagen und 
über die Behandlung be- 
schränkt s t euerpflidhti ger 
Versicherungsunternehmen ; 

g) über die Anerkennung 
steuerbegünstigter Ausgaben 
zur Förderung gemeinnützi- 
ger, mildtätiger, kirchlicher, 
religiöser und wissenschaft- 
licher Zwecke und über die 
besondere Anerkennung 
wissenschaftlicher oder mild- 
tätiger Einrichtungen; 

h) über die Anwendung der 
T arif Vorschriften ; 

i) über die Veranlagung und 
über die Regelung der Steuer- 
entrichtung. 

2. die in den §§ 4, 10, 22 und 23 
vorgesehenen Rechtsverord- 
nungen zu erlassen. 

Artikel V 

Schlußbestimmungen 

(1 ) Der Bundesminister der Finan- 
zen wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Einkommensteuergesetzes, 
des Körperschaftsteuergesetzes und 
der zu diesen Gesetzen er- 
lassenen Durchführungsverord - 
nungen in der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekannt zu 
machen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

(2) Dieses Gesetz gilt erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1950, 
soweit sich aus den nachstehenden 
Vorschriften nichts anderes ergibt. 
Artikel I Ziffer 2 Buchstaben b und c 
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Hohenzollern und dem bayerischen (§ 2 Absätze 5 und 6 des Ein- 
Kreis Lindau in Kraft gesetzt. kommensteuergesetzes) und Artikel 

UI Ziffer 3 (§ 5 Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes) sind 
erstmals auf Gewinne aus vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirt- 
schaftsjahren anzuwenden, die im 
Kalenderjahr 1950 beginnen und 
im Kalenderjahr 1951 enden. Beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn sind 
die Vorschriften dieses Gesetzes 
erstmals für den Arbeitslohn an- 
zuwenden, der für einen Lohn- 
zahlungszeitraum gezahlt wird, der 
nach dem 31 . Dezember 1 949 endet. 
Bei sonstigen, insbesondere ein- 
maligen Bezügen sind die Vor- 
schriften dieses Gesetzes auf den 
Arbeitslohn anzuwenden, der dem 
Steuerpflichtigen nach dem 31. De- 
zember 1949 zufließt. Artikel I 
Ziffer 18 (§ 34 a des Einkommen- 
steuergesetzes) gilt erstmals für den 
Arbeitslohn, der für einen Lohn- 
zahlungszeitraum gezahlt wird, der 
nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes beginnt. Im übrigen tritt 
dieses Gesetz am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(3) Das Einkommensteuergesetz 
und das Körperschaftsteuergesetz 
in der Fassung dieses Gesetzes und 
die dazu ergangenen Durchfüh- 
rungsverordnungen werden von 
den sich aus Absatz 2 ergebenden 
Zeitpunkten ab auch in den Ländern 
Baden, Rheinland-Pfalz, Württem- 
berg-Hohenzollern und im baye- 
rischen Kreis Lindau in Kraft ge- 
setzt. Entgegenstehendes Recht, 
das in diesen Gebieten gilt, tritt 
zu diesen Zeitpunkten mit fol- 
gender Ausnahme außer Kraft. 
§ J b Absatz 2 des im Lande 
Württemberg-Hohenzollern gelten- 
den Einkommensteuergesetzes vom 
27. Februar 1939 in der Fassung 
des Steuerreform gesetzes vom 26. 
Juni 1948 (Regierungsblatt S. 65) 
und des Zweiten Steuerreform ge- 
setzes vom 22. Juli 1949 (Regie- 
rungsblatt S. 333) und § 7b Ab- 
satz 2 des im bayerischen Kreis 
Lindau geltenden Einkommen- 
steuergesetzes vom 27. Februar 1939 
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Anlage 

zu § 32 und § 39 des Ein- 
kommensteuergesetzes 


Grundtabelle A 


1 . Die Einkommensteuer beträgt in Steuerklasse I bei einem Einkommen 


bis 750 DM = 0 DM 


r 750 

” 

bis 

1 200 DM 

= 

0 


+ 10% 

des 

750 DM 

1 200 



2 400 


= 

45 

55 

+ is % 

55 

1 200 

55 

2 400 



3 600 


= 

225 

55 

+ 20% 

55 

2 400 

55 

3 600 



4 800 


= 

465 


+ 25% 

55 

3 600 

55 

4 800 



6 000 


= 

765 


+ 30% 

55 

4 800 

55 

6 000 



7 200 


— 

1 125 


+ 35 % 

55 

6 000 

55 

7 200 



9 000 

» 

— 

1 545 


+ 40% 

55 

7 200 

55 

9 000 



20 000 

,, 

— 

2 265 

55 

+ 45% 

55 

9 000 

55 

20 000 



30 000 


— 

7 215 

55 

+ 50% 

55 

20 000 

55 

30 000 



40 000 


— 

12 215 

55 

+ 55% 

55 

30 000 

55 

40 000 



60 000 

,, 

— 

17 715 

yy 

+ 60% 


40 000 

55 

1 60 000 



80 000 


— 

29 715 

55 

+ 70% 

55 

60 000 

55 

80* 000 



100 000 


— 

43 715 

5 ) 

+ 75% 

55 

80 000 

55 

100 000 



150 000 

» 

— 

58 715 

55 

+ 80% 

55 

100 000 

55 

150 000 



200 000 


— 

98 715 

55 

+ 85% 

55 

150 000 

55 

200 000 



250 000 


_ 

141 215 


+ 90 °| 0 

55 

200 000 

55 

250 000 





= 

186 215 

55 

+ 95% 

55 

250 000 

55 


übersteigenden 

Betrags 


2. Auf die Steuerklassen II und * 
III werden die Steuersätze der 
Ziffer 1 mit den folgenden Maß- 
gaben angewendet: 

a) 600 DM des Jahreseinkommens 
aller Steuerpflichtigen der Steuer- 
klassen II und III bleiben steuer- 
frei. 


b) Für jedes Kind, für das dem 
Steuerpflichtigen gemäß § • 32 
des Einkommensteuergesetzes 
eine Steuerermäßigung zusteht 
oder auf Antrag gewährt wird, 
bleiben weitere 600 DM des 
Jahreseinkommens steuerfrei. 

3. Bei Einkommen bis 5000 DM 
ist die Einkommensteuer nach der 
Tabelle B zu ermitteln. Bei höheren 
Einkommen ist die Steuer nach den 
Absätzen 1 und 2 zu errechnen. 
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in der Fassung des Steuerreform- 
gesetzes vom 26. Juni 1948 (Amts- 
blatt Nr. 50) und des Zweiten 
Steuerreform gesetzes vom 22. Juli 
1949 (Amtsblatt Nr. 35 a) gelten 
weiter, soweit es sich um Gebäude 
handelt, die bis zum 31. Dezem- 
ber 1950 her gestellt worden sind. 

Anlage 

zu § 32 und § 39 des Ein- 
kommensteuergesetzes 


Ziffern 1 bis 3 wie Entwurf 
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4. Die Lohnsteuer bemißt sich 
nach den Ziffern 1 bis 3 unter Be- 
rücksichtigung eines Pauschbetrages 
für Werbungskosten und Sonder- 
ausgaben von 624 DM jährlich. 
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4. Die Lohnsteuer bemißt sich 
nach den Ziffern 1 bis 3 unter 
Berücksichtigung eines Pauschbe- 
trages von 780 Deutsche Mark 
jährlich (für Werbungskosten 312 
Deutsche Mark, für Sonderausgaben 
468 Deutsche Mark). 


Tabelle B 


Einkommensteuer für Einkommen bis 5000 DM 


Einkommen 

Steuerklasse 

Steuerklasse II] 

[ bei Kinderermäßigung für 

DM 

I 

11 

1 Kind 

2 Kinder 

3 Kinder 

4 Kinder 

5 Kinder 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

von — bis 








750 













751— 800 

6 







_ 



801— 850 

10 










851— 900 

15 










901- 950 

20 

7 








f 951-1000 

25 

11 





„ 



1001-1050 

29 

15 








1051—1100 

33 

18 








1101—1150 

37 

21 








1151—1200 

41 

25 








1201-1250 

45 

28 








1251-1300 

52 

31 








1301-1350 

60 

35 

10 






1351-1400 

67 

38 

15 






_ 

1401—1450 

75 

41 

18 






1451—1500 

82 

45 

21 






1501-1550 

90 

48 

25 






1551-1600 

97 

51 

28 

, 7 




1601—1650 

105 

55 

31 

.10 





1651—1700 

112 

58 

35 

12 

j 



1701—1750 

120 

61 

38 

18 

i 



1751—1800 

127 

64 

40 

20 

_ : 



1801—1850 

135 

67 

43 

23 





1851-1900 

142 

70 

45 

25 




1901—1950 

150 

73 

48 

28 

; 



1951-2000 

157 

76 

50 

30 

— 



2001—2050 

165 

80 

53 

33 





2051-2100 

172 

83 

ä6 

36 





2101—2150 

180 

90 

59 

39 





2151—2200 

187 

97 

62 

42 





2201—2250 

195 

105 

65 

45 

__ 



2251—2300 

202 

112 

68 

48 

10 



2301—2350 

210 

120 

72 

50 

15 



2351—2400 

217 

127 

76 

57 

18 




2401—2450 

225 

135 

80 

60 

21 



2451—2500 

235 

142 

85 

64 

25 



2501—2550 

245 

150 

89 

67 

28 




2551—2600 

255 

157 

93 

70 

31 



2601-2650 

265 

165 

96 

72 

35 



2651—2700 

275 

172 

100 

75 

38 



2701- 2750 

285 

180 

104 

78 

41 



2751—2800 

295 

187 

107 

80 

45 



2801-2850 

305 

195 

110 

84 

48 



2851—2900 

315 

202 

115 

86 

51 



2901—2950 

325 

210 

120 

i 89 

53 

— 

— 


Tabelle B 

wie Entwurf 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Einkommen 

Steuerklasse 

Steuerklasse III bei Kinderermäßigung für 

DM 

I 

II 

1 Kind 

2 Kinder 

3 Kinder 

4 Kinder 

5 Kinder 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 4 

von — bis 








2951—3000 

335 

217 

127 

91 

55 

10 

— 

3001—3050 

345 

225 

135 

94 

58 

14 

— 

3051—3100 

355 

235 

142 

96 

60 

17 

— 

3101—3150 

365 

245 

150 

100 

62 

20 

— 

3151-3200 

375 

255 

157 

102 

65 

24 

— 

3201—3250 

385 

265 

165 

105 

66 

26 

— 

3251—3300 

395 

275 

172 

108 

68 

29 

— 

3301—3350 

405 

285 

180 

110 

70 

32 

‘ — 

3351—3400 

415 

295 

187 

113 

71 

35 

— 

3401—3450 

425 

305 

195 

116 

73 

37 

— 

3451—3500 

435 

315 

202 

118 

75 

40 

— 

3501—3550 

445 

325 

210 

120 

76 

40 

— 

3551—3600 

455 

335 

217 

127 

78 

41 

— 

3601—3650 

465 

‘345 

225 

135 

80 

42 

— 

3651—3700 

477 

355 

235 

142 

81 

43 

— 

3701—3750 

490 

365 

245 

150 

83 

44 

— 

3751—3800 

502 

375 

255 

157 

85 

45 

— 

3801—3850 

515 

385 

265 

165 

86 

45 

— 

3851—3900 

527 

395 

275 

172 

88 

45 

— 

3901—3950 

540 

405 

285 

180 

91 

46 

— 

3951—4000 

552 

415 

295 

187 

97 

47 

3 

4001—4050 

565 

425 

305 

195 

105 

48 

4 

4051—4100 

577 

435 

315 

202 

112 

49 

5 

4101—4150 

590 

445 

325 

210 

120 

50 

6 

4151—4200 

602 

455 

335 

217 

127 

50 

8 

4201-4250 

615 

465 

345 

225 

135 

51 

9 

4251—4300 

627 

477 

355 

235 

142 

52 

10 

4301—4350 

640 

490 

365 

245 

150 

60 

10 

4351-4400 

652 

502 

375 

255 

157 

67 

10 

4401—4450 

665 

515 

385 

265 

165 

75 

10 

4451—4500 

677 

527 

395 

275 

172 

82 

10 

4501—4550 

690 

540 

405 

285 

180 

90 

15 

4551—4600 

702 

552 

415 

295 

187 

97 

20 

4601—4650 

715 

565 

425 

305 

195 

105 

25 

4651—4700 

727 

577 

435 

315 

202 

112 

30 

4701-4750 

740 

590 

445 

325 

210 

120 

35 

4751-4800 

752 

602 

455 

335 

217 

127 

40 

4801—4850 

765 

615 

465 

345 

225 

135 

45 

4851—4900 

780 

627 

477 

355 

235 

142 

52 

4901—4950 

795 

640 

490 

365 

245 

150 

60 

4951—5000 

810 

652 

502 

375 

255 

157 

67 
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